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1991 war ein wichtiges Jahr für Spanien. Ereignisse mit weltpolitischer Tragweite
einerseits sowie der Tranformationsprozeß der Gemeinschaft andererseits mach-
ten es notwendig, daß die spanische Regierung unter Felipe Gonzalez ihre Bezie-
hungen zur EG und ihre Stellung in der internationalen Politik präziser definiert.

In erster Linie muß der Golfkrieg genannt werden. Hier bot sich der spani-
schen Regierung die einmalige Gelegenheit ihre grundsätzliche Bereitschaft als
auch den Grad ihrer Partizipation an den westlichen Sicherheitsmechanismen
unter Beweis zu stellen. So gesehen leitete die spanische Beteiligung an der von
den Vereinten Nationen beschlossenen Seeblockade der Alliierten gegen den Irak
einen radikalen Wandel ihrer Politik ein. Dieser Wandel wurde von Felipe
Gonzalez als "Überwindung einer tief verwurzelten Tradition der Isolation"1

bezeichnet: Spanien hatte sich bis 1991 an keinem der internationalen Konflikte
beteiligt, die die kollektive Sicherheitserfahrung der Europäer über weite Strecken
des 20. Jahrhunderts bestimmt haben. Letztlich bedeutete die Entsendung von
Kriegsschiffen in den Golf die Aufgabe zweier Prinzipien in der spanischen
Politik: intern ist mit dem Tabu des Einsatzes spanischer Truppen außerhalb des
Landes gebrochen; auf der transatlantischen Ebene ist dem Bild eines "semi-
alliierten"2 Mitgliedes der NATO entgegnet worden. An zweiter Stelle sei die
spanische Politik im europäischen Einigungsprozeß aufgeführt. Hier zeigt sich
deutlich, daß Spanien eine Renationalisierungsentwicklung im Sinne einer Neube-
wertung und Einklagung seiner spezifischen nationalen Interessen durchlebt. Zum
Ausdruck kam dies im Verlauf der Regierungskonferenzen durch die unverkenn-
bare Bereitschaft, zur Durchsetzung der spanischen Agenda die Blockierung der
Verhandlungen zur Europäischen Union in Kauf zu nehmen.

Diese Politik ist der Ausdruck einer neuen Etappe in den Beziehungen Spa-
niens zur Gemeinschaft. Die 'europäische Illusion' der frühen Jahre ist einem
Realismus gewichen, der durch zweierlei Veränderungen genährt wurde: In erster
Linie durch die sozio-ökonomischen Schwierigkeiten als Folge der Konvergenzpo-
litik, jedoch ebenso durch Veränderungen des internationalen Systems. Die sich
zunehmend nach Norden und Osten orientierende Gemeinschaft zwingt Spanien
erneut die Stellung eines peripheren Staates in Europa auf.

Die spanische Agenda umfaßte eine Verstärkung der Nord/Süd-Debatte
innerhalb der Gemeinschaft sowie Themen zur Entwicklung der Europäischen
Union: eine Verknüpfung von wirtschaftlicher und Politischer Union, die Verhin-
derung eines Europas der zwei Geschwindigkeiten, die Einführung einer euro-
päischen Staatsbürgerschaft, die wirtschaftliche und soziale Kohäsion, Fortschritte
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auf dem Gebiet einer gerechteren Finanzpolitik sowie die Entwicklung einer
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitk. 1991 verfolgte Spanien eine 'high
profile policy'. Im Rahmen der EG nahm es die Wortführerrolle der Südländer
ein, und im internationalem Kontext bemühte es sich um eine Vermittlerrolle,
welche nicht zuletzt dazu führte, daß im Oktober 1991 Madrid als Tagungsort der
Internationalen Nahost-Konferenz auserkoren wurde.

Wirtschaftliche und soziale Kohäsion

Spanien trat auf den Regierungskonferenzen mit einigen wichtigen Anliegen auf.
In seiner letzten Parlamentsrede vor dem Gipfeltreffen von Maastricht erinnerte
Präsident Gonzalez an die zentralen Themen der spanischen Verhandlungsposi-
tion: die Verteidigung des Vorschlags einer europäischen Staatsbürgerschaft, die
Unterstützung des Genscher/de Michelis-Dokuments über die demokratische Re-
präsentativität, das gemeinsame deutsch-spanische Projekt der Schaffung eines
Regionalausschusses mit konsultativem Charakter, die Entwicklung einer gemein-
samen europäischen Außen- und Sicherheitspolitik, die Schaffung einer sozialen
Dimension der Gemeinschaft und schließlich die Einbeziehung des Prinzips der
wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion in den Vertrag über die Europäische
Union3. Eine kritische Beurteilung der spanischen Verhandlungsführung erlaubt
die Annahme, daß das Prinzip der wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion das
zentrale Anliegen darstellte. In diesem Kontext muß Präsident Gonzalez' Ankün-
digung verstanden werden, die Verhandlungen in Maastricht zu blockieren, sollten
in diesem Bereich keine zufriedenstellenden Ergebnisse erreicht werden können4.
Gestärkt wurde seine Verhandlungsposition durch einen überparteilichen Konsens
im spanischen Parlament.

Vor allem innenpolitisch sollte die wirtschaftliche und soziale Kohäsion die
gesellschaftlichen Spannungen abmildern helfen, die Wirtschaftsminister Carlos
Solchaga mit seiner rigiden Anpassungspolitik zum Zweck der Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit erzeugt hatte. Das Ziel, mit den führenden Ländern der
EG beim Übergang in die dritte Phase der Wirtschafts- und Währungsunion
(WWU) aufgeschlossen zu haben und die damit verbundenen notwendigen
Anstrengungen finden nur wenig Akzeptanz bei den Wirtschaftsakteuren des
Landes. Sowohl Gewerkschaften als auch Unternehmerverbände lehnten es Mitte
1991 ab, einen Sozialpakt mit der Regierung zu unterzeichnen, der das Anwach-
sen der Löhne und Gehälter bremsen sollte. Doch gerade eine konzertierte
Aktion wäre von immenser Notwendigkeit, sollten tatsächlich Fortschritte auf dem
Feld der Wettbewerbsfähigkeit erzielt werden.

Die wirtschaftliche und soziale Kohäsion drückt sich in zwei grundlegenden
Forderungen aus. Spanien verlangte, daß dieses Prinzip in den Wortlaut des Ver-
trages über die Europäische Union Eingang findet. Nach der Ablehnung des
Vorschlags in Luxemburg argumentierte Gonzalez im spanischen Parlament, daß
es sich hierbei nicht ausschließlich um eine Haushaltsfrage oder des Strukturfonds
handele, sondern um eine Frage der Vertragsnotwendigkeit mit politischer Bedeu-
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tung5. Als politisches Prinzip sei dies ein eigenständiges Thema der Europäischen
Union und nicht, wie einige Staaten behaupteten, ein Thema der Verhandlungen
über die Reform der Strukturfonds. Als nach dem Treffen der EG-Außenminister
in Brüssel Roland Dumas feststellte, daß es "weder der richtige Ort noch die
passende Zeit" gewesen sei, um die Frage der Kohäsion in die Diskussion ein-
zubringen, verteidigte Fernändez Ordönez die Idee als ein Kernstück der Euro-
päischen Union6. Entsprechend nachdrücklich vertrat Spanien eine juristische
Verbindlichkeit der Kohäsion durch Einbeziehung in die neuen Verträge.

Spanien wollte erreichen, daß sein Vorschlag in der Reform der gegenwärtigen
Einnahmen- und Ausgabenpolitik der Gemeinschaft berücksichtigt wurde, die für
Spanien einen "Ausdruck der Ungerechtigkeit" darstellte. Die Reform des Ein-
zahlungsmodus sollte demnach im Einvernehmen mit dem Kriterium des relativen
Reichtums gestaltet werden. Darüber hinaus forderte Spanien die Schaffung eines
neuen Fonds, der den finanzschwachen EG-Staaten zusätzliche Investitionen in
den Bereichen Infrastruktur, Verkehrswesen, Bildungswesen, Forschung und
Entwicklung und dem Gesundheitswesen ermöglichen sollte. Irland, Griechenland
und Portugal unterstützen als Nutznießer diesen Vorstoß.

Seine Verhandlungsbemühungen konzentrierte Spanien weniger auf seine
voraussichtlichen Verbündeten. Es suchte Unterstützung für seine Ideen bei den
einflußreicheren Partnern wie Delors, Lubbers und Kohl. Sieben EG-Staaten
hatten sich jedoch schon vor Maastricht gegen jegliche Vorschläge, die die Ein-
zahlungen in die Gemeinschaft modifizieren sollten, gewandt7. Nachdem Spanien
eine informelle Erklärung von Prinzipien als unzureichend zurückgewiesen hatte,
wurde in Maastricht ein rechtlich verbindliches Zusatzprotokoll "über den wirt-
schaftlichen und sozialen Zusammenhalt" als Kompromißformel angenommen.

Dem "Erfolg" Felipe Gonzalez' in Maastricht stand im spanischen Parlament
heftige Kritik der Partido Populär entgegen. Sie kritisierte die Form des Kompro-
misses, da die Kohäsionsfrage nicht zureichend im eigentlichen Vertragstext
geregelt wurde, ebenso wie die Bedingungen und die Höhe der Mittelvergabe, die
nur dann freigegeben würden, wenn sie der Unterstützung der Ausgleichspro-
gramme diente. Die inneren Konsequenzen, die aus der Konvergenzpolitik er-
wachsen sowie eine Orientierung der Gemeinschaft auf die Bedürfnisse des Nor-
dens können in der spanischen Öffentlichkeit in den kommenden Jahren zu einer
EG-Ernüchterung und einer ansteigenden EG-Müdigkeit führen8.

Die Außen-, Sicherheils- und Verteidigungspolitik

Die spanische Haltung zur Initiierung einer Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitk basiert auf zwei Gedanken. Erstens: eine gemeinsame Außenpolitik ist
ein Grundpfeiler der Politischen Union und steht in der Tradition des Davignon-
Berichts von 1970. Zweitens: Das Scheitern einer genuin europäischen Politik in
der Golfkrise läßt sich mit dem Fehlen adäquater Instrumentarien zur Konfronta-
tion einer solchen Krise erklären. Daher betrachtet Spanien die Schaffung einer
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) als notwendigen Schritt auf
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dem Weg der europäischen Integration, der die Zwölf auf dem Gebiet der inter-
nationalen Politik mit neuen diplomatischen und militärischen Instrumentarien
ausstattet. Die spanische Politik ist durch eine außen- und sicherheitspolitische
Konstanz gekennzeichnet, die in einer Anerkennung des Instrumentariums der
EPZ und seiner Stärkung zum Ausdruck kommt. Auf dem Gebiet der europäi-
schen Diplomatie hat die Regierung versucht, die Einheit Europas im internatio-
nalen System zu fördern. Wie das Euro-Barometer vom Februar 1991 zeigt, steht
die spanische Öffentlichkeit einer GASP der Gemeinschaft positiv (54%) gegen-
über. Abgelehnt wird sie dagegen nur von 17% der Befragten.

Die spanische Verhandlungsposition wurde durch die Konsequenzen des Golf-
krieges unterstützt. Die Öffentlichkeit ist nach Meinung von Präsident Gonzalez
rationaler geworden. Er stützt seine Einschätzung auf die Tatsache, daß 48% der
Spanier ihre Zustimmung zu der Beteiligung an der Seeblockade gaben, gegen-
über 35,4% die sie ablehnten9. Insgesamt hat diese Reaktion den Handlungs-
spielraum der Spanier erweitert. Im Gegensatz zu einer stärkeren Integration der
EG, auch im militärischen Bereich, sieht die Bevölkerung die NATO und das
eigene Militär mit Vorbehalten. Nur 42,4% stehen der NATO positiv gegenüber,
ebensoviele lehnen sie ab. In der gleichen Umfrage befürworten die Spanier ein
Freiwilligen- und Berufsheer.

In den Verhandlungen über die GASP gehört Spanien in die Gruppe der Län-
der, die ein gemeinsames Vorgehen mit eigenen Mitteln und Instrumenten in der
internationalen Politik anstreben. Aus spanischer Sicht ist die prinzipielle Bereit-
schaft vorhanden, alle Bereiche der Außenpolitik in dieser gemeinsamen Politik
einzuschließen10. Die Entscheidungsfindung, ob Einstimmigkeit oder Mehrheits-
entscheid in irgendeiner Form, ist eines der umstrittensten Anliegen. Die deutsch-
französisch-spanische Bereitschaft, in dieser Frage auf der Grundlage von Mehr-
heiten zu entscheiden, traf auf eine dänisch-britisch-portugiesische Unbeweglich-
keit. Der spanische Vermittlungsvorschlag sollte zumindest eine Übereinkunft
darin bringen, daß einstimmig entschieden werden sollte, in welchen Bereichen
eine qualifizierte Mehrheitsentscheidung ausreiche11.

Die Sicherheitspolitik erfreute sich großen Interesses bei der spanischen
Verhandlungsdelegation. Zu Fragen der europäischen Sicherheit formulierte die
Regierung 1991 die "Theorie der drei sich ergänzenden Kreise", die durch die
KSZE, die NATO, und die WEU als Verteidigungsorgan der EG gebildet wer-
den12. Unter Berücksichtigung der drei schon bestehenden paneuropäischen
beziehungsweise transatlantischen Strukturen faßt Spanien eine ergänzende, das
Europa der Zwölf umfassende, Organisation ins Auge. Die Auseinandersetzung
um eine europäische Verteidigung' offenbarte in Maastricht eine der tiefsten
Kluften, die die Gemeinschaft trennt: 'Europäer' und 'Transatlantiker' standen
sich gegenüber. Spanien, das zu den 'Europäern' gehört, schlug im Rahmen der
Regierungskonferenz vor, die WEU als wesentlichen Teil des Prozesses der
Europäischen Union zu beauftragen, die Sicherheits- und Verteidigungspolitik in
Gang zu setzen13. Ohne Zweifel gehört Spanien, trotz der möglichen Ergänz-
barkeit von NATO und EG/WEU, zu der Ländergruppe, die in letzter Instanz
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den Prozeß der Konstruktion Europas über die Stärkung der militärischen Inte-
gration der WEU mit eigenen Streitkräften und Planungsstrukturen fortführen
möchte. Die NATO nimmt nach Auffassung der spanischen Regierung parallel
hierzu nur noch die Aufgabe der Stabilisierung des 'Neuen Europas' wahr14.

Spaniens Rolle im 'neuen Europa'

1991 erlebte die Gemeinschaft eine Auseinandersetzung, in der sich Vertreter
einer Erweiterung der EG und Vertreter einer Vertiefung ihrer Strukturen gegen-
überstanden. Felipe Gonzalez bezeichnete dies wiederholt als "falsche Debatte",
da es nicht um eine der Alternativen gehe, vielmehr um die Priorität der Abfolge
dieser Möglichkeiten. Frühzeitig beleuchtete der spanische Außenminister
Fernändez Ordöfiez die Position seines Landes: In Anerkennung eines in Zukunft
offenkundig verbreiterten Europas bedürfe es notwendigerweise der politischen
Stärkung und Vertiefung der Gemeinschaft vor ihrer Ausdehnung. Fernändez
Ordönez ließ keinen Zweifel an den derzeitigen spanischen Vorbehalten hinsicht-
lich der Unterzeichnung des Vertrages über den Europäischen Wirtschaftsraum
(EWR) zwischen der EG und der EFTA, ebensowenig wie an der Notwendigkeit
der Aufnahme von Staaten Osteuropas in die Gemeinschaft15.

Spanien hat auf den Regierungskonferenzen sein Interesse deutlich gemacht,
den Konstruktionsprozeß der Gemeinschaft intern durch eine Ergänzung der
Wirtschaftsunion um eine Politische und soziale Union und international über die
Schaffung neuer diplomatischer und militärischer Instrumentarien zu vertiefen.
Nach der Einigung in der Kohäsionsfrage nutzte Gonzalez die Möglichkeit,
angesichts der Vielzahl der Beitrittswünsche vor einer neuerlichen 'Gemeinschaft
der zwei Geschwindigkeiten' zu warnen16. Die Heterogenität, die eine Erweiterung
der EG um die EFTA-Staaten verursachen würde, zwänge Spanien, zur Ver-
teidigung seines 'acquis communautaire' die politischen und sozialen Gesichts-
punkte verstärkt zu betonen und die minimalistische Idee eines 'Europa als
Wirtschaftsraum' zurückzuweisen. Unmißverständlich machte Fernändez Ordönez
die spanische Position zu diesem Thema deutlich: "Wenn Europa nur ein Wirt-
schaftsraum ist, dann kommt für Spanien nichts dabei heraus"17.

Im Juni 1991 blockierte Spanien die EWR-Verhandlungen. Es verband nationa-
le Interessen mit der Frage der Nord/Süd-Beziehungen in Europa. Konkret bean-
spruchte Spanien den Zugang zu Fischereigründen vor Island und Norwegen und
weit höhere Fangquoten als die EFTA zuzugestehen bereit war. Auf der Ebene
der Nord/Süd-Dimension verlangte Spanien die finanzielle Beteiligung der EFTA
an der Schaffung des Kohäsionfonds. Prinzipiell schien die EFTA bereit sich
daran zu beteiligen, lehnte jedoch die Höhe der Summe ab. Eine Erweiterung der
EG durch die EFTA-Staaten, die frühstens zum Ende des Jahrhunderts möglich
wäre, würde die Nord/Süd-Debatte nochmals forcieren.

Die spanische Mittel- und Osteuropapolitik ist durch einer Reihe von Befürch-
tungen gekennzeichnet. Spaniens Unruhe manifestiert sich vor allem angesichts
der realen Bedrohung, daß seine Prioritätenliste hinsichtlich wirtschaftlicher Zu-
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sammenarbeit (Lateinamerika und der Mittelmeerraum) von einer neuen Agenda,
den Ländern des ehemaligen Ostblockes, abgelöst wird. Um dies zu verhindern,
zielt die spanische Politik seit einiger Zeit darauf, den Mittelmeerraum und dort
vor allem die Maghrebstaaten auf die Tagesordnung der Europäischen Gemein-
schaft zu bringen. Ebenso große Befürchtungen hegt Spanien hinsichtlich des
Einflusses, der von der deutschen Regierung auf die Veränderungen in den
Ländern Mittel- und Osteuropas ausgeübt wird. Während des Staatsbesuches in
Bonn drückte Felipe Gonzalez die spanische Besorgnis aus, es könne angesichts
starker deutscher Interessen in Mitteleuropa zur Ablenkung der Aufmerksamkeit
von der Konstruktion der Gemeinschaft kommen. Im gleichen Sinne zeigte sich
Fernändez Ordönez besorgt über die Ereignisse in Rußland und Jugoslawien.
"Das Dringende verschlingt das Wichtige in der Herausforderung der Politischen
Union"18, stellte der Außenminister fest.

Ausgerechnet im Bereich der internationalen Herausforderungen kommt das
spanische Unbehagen gegenüber Bonn am deutlichsten zum Ausdruck. So kom-
mentierte Fernändez Ordönez, der selber um das Zustandekommen einer ein-
heitlichen europäischen Position in der Jugoslawien-Frage bemüht war, den
Genscher-Vorstoß einer forcierten Anerkennung Sloweniens und Kroatiens durch
die Gemeinschaft als politische Erpressung.

Die Umsicht, mit der die spanische Regierung in den Fragen Jugoslawiens und
des Baltikums vorgeht, geht mit der 'Furcht vor einer nationalistischen An-
steckung' und einem Übergreifen der nationalen Desintegration auf das eigene
Land einher. Der EG-Streit über die Anerkennung Kroatiens und Sloweniens
verlief parallel mit der innerspanischen Debatte über die Reform des Art. VIII
der Verfassung, der die territoriale Organisation des Staates regelt. Zwar gibt es
radikale Forderungen einiger regionaler Gruppen, doch die zwei großen nationa-
len Parteien, die Partido Nacionalista Vasco (PNV) im Baskenland und die
Convergencia i Uniö (CIU) in Katalonien, die beide an Regierungsverantwortung
beteiligt sind, sind um eine Entspannung der Situation bemüht. Auf parlamentari-
scher Ebene halten sie ihre kritische Position gegenüber der Zentralregierung
aufrecht, allerdings erstaunlich moderat; insgesamt jedoch lehnen beide Parteien
die Vergleichbarkeit der spanischen mit der osteuropäischen Situation strikt ab.

Die mediterrane Dimension der europäischen Integralion

Der Golfkrieg brachte zwei Veränderungen außerhalb seines eigentlichen Um-
feldes mit sich: Das Aufblühen der aufgestauten sozialen Spannungen innerhalb
der Maghreb-Staaten und der Beginn der israelisch-arabischen Verhandlungen.
Beide Veränderungen unterstützen das von Spanien und Italien initiierte Projekt
einer Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeerraum (KSZM).

Das Verhalten während des Golfkriegs läßt keinen Zweifel an den Prioritäten
der spanischen Politik. Doch mit der aktiven Unterstützung der Anti-Irak-Koali-
tion gingen intensive diplomatische Bemühungen in der arabischen Welt einher.
Schon während der spanischen EG-Präsidentschaft 1989 hatte Spanien die Not-
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wendigkeit der Einberufung eines Nahost-Gipfels gesehen. Der Golfkrieg machte
die Entwicklung einer speziellen Maghreb-Diplomatie unumgänglich. Die geogra-
phische Nähe, die latenten Konflikte um die von Marokko beanspruchten spani-
schen Städte Ceuta und Melilla, die massive Einwanderung marokkanischer
Immigranten nach Spanien und die wirtschaftlichen Interessen in der Region
zeigen, welche Rolle dieses Gebiet für das EG-Land hat. Sowohl während als
auch nach dem Golfkrieg unterhielt Spanien auf drei Ebenen Beziehungen zu den
Maghreb-Staaten. Auf bilateraler Ebene, im Rahmen der 4 + 5-Gespräche (zwi-
schen vier EG-Staaten des westlichen Mittelmeerraums und den fünf Maghreb-
Staaten) und im Rahmen der Gemeinschaft. Seit März 1991 präsentierte sich die
KSZM den Außenministern der Gemeinschaft als gemeinsames Projekt Spaniens,
Frankreichs, Italiens und Portugals19. Die spanische Diplomatie deklarierte die
KSZM im ganzen Zeitraum als "Prozeß zur Entspannung des Mittelmeerraumes"20

oder schlicht als "begleitende Struktur"21, nie jedoch als ein Instrument zu Lösung
konkreter oder unmittelbarer Konflikte.

Die Einberufung der Konferenz für Frieden im Nahen Osten nach Madrid ist
der größte außenpolitische Erfolg Spaniens im Jahre 1991. Gründe des histori-
schen Einfühlungsvermögens sowie westliche Treue werden als Argumente gelie-
fert, warum sich Araber, Israelis und Amerikaner auf die 'spanische Option'
einließen. Auf dem wirtschaftlichen Sektor forcierte Spanien die Zusammenarbeit,
mit dem Ziel, ein Netz von Interdependenzen mit den Maghreb-Staaten zu
errichten. Diese Politik, die im "Descallar-Bericht" zusammen läuft und aus
bilateralen Abkommen besteht, sieht die Schaffung neuer Kreditspielräume vor.
Parallel sollte entsprechend dem Schengener Abkommen die Visapflicht für die
Maghreb-Staaten eingeführt werden. Aufgrund der damaligen Spannungen wurde
die Einführung der Visa bis in den Mai verschoben.

In der Gemeinschaft stellt sich Spanien als Brückenkopf zwischen den Zwölf
und den Maghreb-Staaten dar und setzt sich für eine Steigerung der EG-Mittel
für diese Region ein. Auch politisch möchte Spanien einen Wandel in den Bezie-
hungen erreichen. Vorschläge wie eine Einbindung Algeriens in die Europäische
Energiecharta oder den Aufbau einer Freihandelszone zwischen EG und Maghreb
verdeutlichen die Richtung des spanischen Interesses.
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Beppler, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Mainz.
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